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Auf sämt l ichen Ebenen gi l t  es  nun,  d ie  Grundlagen für  e ine k l imaneutra le  Wärmeplanung zu

schaf fen.  So s ind die Kommunen und lokalen Akteure dazu angehal ten,  schon je tz t  P läne zu

entwer fen und Inves t i t ionsentscheidungen zu t re f fen,  d ie  zur  schr i t tweisen Dekarbonis ierung der

Wärmeerzeugung führen und dami t  d ie  Wärmewende voranbr ingen.

Nach langem und zähem Streit in den letzten Monaten hat der Bundestag am 8. September 2023 das Gebäudeenergiegesetz

(„GEG“) beschlossen. Bereits am 19. April 2023 ha�e das Bundeskabine� die 2. Novelle des GEG beschlossen, welches sich

seitdem im parlamentarischen Verfahren befunden hat. Mit dem GEG will die Bundesregierung eine weitere Weiche für eine

erneuerbare Wärmewende stellen. Das Gesetz soll in Deutschland einen wesentlichen Beitrag für die Energiewende im Bereich

der Gebäudewärme schaffen.

DIE  GEG-NOVELLE  IM ÜBERBL ICK

Die GEG-Novelle legt fest, dass ab 2024 möglichst jede neu eingebaute Heizung zu mindestens 65 Prozent mit erneuerbaren

Energien betrieben werden muss. Dadurch sollen nicht nur klimapoli�sche Ziele erreicht, sondern eine mi�el- bis langfris�g

kalkulierbarere, kostengüns�gere und stabilere Wärmeversorgung gewährleistet werden.

Der Übergang zum Heizen mit Erneuerbaren Energien soll dabei verbraucherfreundlich und pragma�sch ausgestaltet werden.

Um dies zu gewährleisten, sieht die GEG-Novelle entsprechende Übergangsfristen, verschiedene technologieoffene

Erfüllungsop�onen und Befreiungsmöglichkeiten in besonderen Situa�onen vor.

WÄRMEWENDE MIT  AUSNAHMEN

Die 65-Prozent-EE-Vorgabe ab 1. Januar 2024 gilt zunächst unmi�elbar nur für Neubauten in Neubaugebieten. Für Heizungen in

Neubauten außerhalb von Neubaugebieten und in allen Bestandgebäuden gilt diese Verpflichtung jedoch erst, wenn eine

verpflichtende und flächendeckende kommunale Wärmeplanung vorliegt. Die Erstellung der kommunalen Wärmeplanung soll in

Gemeinden ab 100.000 Einwohnern bis zum 30. Juni 2026 und in kleineren Gemeinden bis zum 30. Juni 2028 verbindlich sein.

Diese Regelungen sieht der Entwurf eines Gesetzes für die Wärmeplanung und Dekarbonisierung der Wärmenetze

(„Wärmeplanungsgesetz“) vor, welcher bereits vom Bundeskabine� beschlossen wurde und noch vom Bundesrat und Bundestag

zu beschließen ist. Das Gesetz soll – wie das GEG – am 1. Januar 2024 in Kra� treten.
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Liegt die kommunale Wärmeplanung vor Ablauf dieser Fristen vor, gilt die 65-Prozent-EE-Vorgabe einen Monat nach der

Bekanntgabe des Wärmeplans. Kommunen, in denen bis zum Ablauf der Fristen keine Wärmeplanung vorliegt, werden so

behandelt, als läge eine Wärmeplanung vor.

Liegt nach dem 1. Januar 2024 keine kommunale Wärmeplanung vor, können in den jeweiligen Kommunen weiterhin Gas- und

Ölheizungen eingebaut werden. Allerdings muss der Betreiber in diesen Fällen sicherstellen, dass ab 2029 mindestens 15 %, ab

2035 mindestens 30 % und ab 2040 mindestens 60 % der mit der Anlage bereitgestellten Wärme aus Biomasse oder grünem

oder blauem Wasserstoff erzeugt wird. In Ausnahmefällen kann diese Auflage en�allen.

Diese Regelungen gelten jedoch nicht uneingeschränkt. In einigen Sonder- und Härtefällen (insb. Heizungshavarie) erhalten die

Gebäudeeigentümer mehr Zeit zur Umsetzung der 65-Prozent-EE-Vorgabe. Ihnen wird dann z.B. einmalig der Einbau einer

fossilbetriebenen Heizung gewährt, wenn innerhalb von fünf Jahren nach Ausfall der Heizung planmäßig auf eine die 65-Prozent-

EE-Vorgabe erfüllende Heizung umgestellt wird. In den Fällen, in denen ein Anschluss an ein Wärmenetz absehbar, aber noch

nicht möglich ist, sieht das GEG beispielsweise eine Übergangsfrist von 10 Jahren vor.

TECHNOLOGIEOFFENHE IT

Der Gesetzentwurf ist technologieoffen ausgestaltet. Die 65-Prozent-EE-Vorgabe kann durch viele verschiedene Möglichkeiten

erfüllt werden. So kann beispielsweise der Anschluss an ein Wärmenetz die Vorgaben erfüllen. Bei dem Anschluss an ein

bestehendes Wärmenetz mit weniger als 65-Prozent-EE-Anteil muss der Wärmenetzbetreiber sicherstellen, dass das Wärmenetz

zum Zeitpunkt des Netzanschlusses die jeweils geltenden rechtlichen Anforderungen an das Wärmenetz nach dem

Wärmeplanungsgesetz erfüllt.

Alle Erfüllungsmöglichkeiten sind sowohl im Neubau als auch in Bestandsgebäuden zulässig.

VERKNÜPFUNG MIT  DER  KOMMUNALEN WÄRMEPLANUNG

Der ursprüngliche Gesetzentwurf ist vor allem dahingehend geändert worden, dass Regelungen zur Verzahnung mit der

kommunalen Wärmeplanung inklusive Übergangsregelungen aufgenommen wurden. Diese Änderung ist begrüßenswert, da eine

isolierte Regelung nur wenig Mehrwert gehabt hä�e und hierdurch die Umsetzung einer dringend erforderlichen kommunalen

Wärmeplanung verlangsamt worden wäre.

Ausgangspunkt der kommunalen Wärmeplanung ist die Bestands- und Potenzialanalyse. Diese erfordert, dass zunächst der

aktuelle Wärmebedarf und- verbrauch sowie die daraus resul�erenden Treibhausgasemissionen erfasst werden. Die

Bestandsanalyse erfasst sämtliche Gebäudetypen (Wohn- und Nichtwohngebäude), jede Baualtersklasse sowie die

verschiedenen Beheizungsarten. Aufgrund der Bestandsanalyse sollen Umsetzungsstrategien, die zu einer klimaneutralen

Wärmeversorgung führen, vollzogen werden.

Die flächendeckende Umstellung der Wärmeversorgung von Gebäuden, die durch das GEG erreicht werden soll, ist damit eng

mit der kommunalen Wärmeplanung verknüp�. Insbesondere kann nur durch die zeitnahe Umsetzung der Pflichten aus dem

Wärmeplanungsgesetz die zeitnahe Umsetzung der Pflichten aus dem GEG bewirkt werden. Werden bereits jetzt mit

erneuerbarer Energie betriebene Heizungen eingebaut, wird dies Auswirkung auf die durchzuführende Bestandsanalyse haben.
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AUSBL ICK

Angesichts der Bestrebungen der Bundesregierung, ein Gesetz für die Umsetzung einer flächendeckenden kommunalen

Wärmeplanung zu schaffen, und der neuen Regelungen im GEG, sind die Kommunen und lokalen Akteure dazu angehalten,

einen strategischen Plan für die Wärmewende zu schaffen. Dies kann insbesondere eine Chance für Kommunen und Stadtwerke

sein, ak�v an der Wärmewende mitzuwirken und neue strategische Felder zu entwickeln.

Wir beraten Sie gerne zu sämtlichen rechtlichen und regulatorischen Fragen, die sich rund um das Thema kommunale

Wärmeplanung ergeben.
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